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Tarifliche und vertriebliche Angelegenheiten - Anpassungen 
Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024
 Ziele:

Beratungsfolge:

Datum Gremium Zuständigkeit
13.06.2024 Mobilitätsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der regionale AVV-Beirat der Stadt Aachen stimmt den in der Sitzung des Landesarbeitskreis 

Nahverkehr NRW (LAK NRW) am 12.03.2024 empfohlenen Anpassungen an den 

Beförderungsbedingungen Nahverkehr NRW (BB NRW) zum 01.07.2024 zu und beauftragt das 

Kompetenzcenter Marketing NRW damit, einen entsprechenden Tarifantrag bei der Bezirksregierung 

Köln zu stellen.
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Finanzielle Auswirkungen

JA NEIN

x

Investive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Gesamt-

bedarf (alt)

Gesamt-

bedarf 

(neu)

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /

- Verschlechterung
0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

konsumtive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Folge-

kosten (alt)

Folge-

kosten 

(neu)

Ertrag 0 0 0 0 0 0

Personal-/

Sachaufwand
0 0 0 0 0 0

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /
- Verschlechterung

0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Weitere Erläuterungen (bei Bedarf):
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Klimarelevanz
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die 
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen)
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist:

gering mittel groß nicht ermittelbar

Zur Relevanz der Maßnahme für die Klimafolgenanpassung

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

Größenordnung der Effekte
Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen.

Die CO2-Einsparung durch die Maßnahme ist (bei positiven Maßnahmen):

gering  unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 t bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr  (über 1% des jährl. Einsparziels)

Die Erhöhung der CO2-Emissionen durch die Maßnahme ist (bei negativen Maßnahmen):

gering  unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr (über 1% des jährl. Einsparziels)

Eine Kompensation der zusätzlich entstehenden CO2-Emissionen erfolgt:

 vollständig

 überwiegend (50% - 99%)

 teilweise (1% - 49 %)

nicht

nicht bekannt
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Erläuterungen:
Anpassungen Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024

Bargeldlose Zahlung 

Im VRR ist eine Einstellung der Bargeldzahlung in den Fahrzeugen bis 2026 vorgesehen, wobei 

einige der dortigen Verkehrsunternehmen planen, die Einstellung bereits im Jahr 2025 umzusetzen. 

Um die grundsätzliche Zulässigkeit einer Beschränkung des Zahlmittels bei Kauf von 

Fahrtberechtigungen einheitlich für NRW festzulegen, hatte der Landesarbeitskreis Nahverkehr NRW 

(LAK NRW) in seiner Sitzung am 12.03.2024 den Anpassungen hinsichtlich einer Beschränkung des 

Zahlmittels zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die Anpassungen gem. Ziffer 7.1, 

Absatz 2 und Ziffer 7.2, Absatz 1 und 4 in den Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024 

(siehe Anlage). 

Umtausch nach Tarifmaßnahmen 

Die Beförderungsbedingungen NRW sollen dahingehend angepasst werden, dass ein Umtausch von 

Tickets nach einer Tarifmaßnahme nicht mehr zwingend bei dem ausstellenden 

Verkehrsunternehmens erfolgen muss, welches das Ticket verkauft hatte.  Die Regelungen zum 

Umtausch von Tickets nach einer Tarifmaßnahme können auch weiterhin über die regionalen 

Tarifbestimmungen festgelegt werden. 

Da die Tariforganisationen in NRW diesbezüglich bereits Regelungen in ihren Tarifbestimmungen zum 

Umtausch getroffen haben, wonach Fahrausweise des eigenen Tarifs lediglich beim vertreibenden 

Verkehrsunternehmen umgetauscht werden dürfen, hat die Anpassung der Beförderungsbedingungen 

NRW keine weiteren Auswirkungen in der Praxis. 

Der LAK Nahverkehr NRW hatte der Anpassung der Ziffer 8, Absatz 2 in den BB NRW in seiner 

Sitzung am 12.03.2024 zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die Anpassungen in den 

Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024. 

Mitnahme von E-Tretrollern 

Vor dem Hintergrund von international dokumentierten Fällen, in denen es zu Bränden von Akkus an 

E-Scootern mit starker Rauchentwicklung gekommen war, hatte der VDV ein Gutachten zur 

Gefahrenbewertung hinsichtlich der Mitnahme von E-Tretrollern im ÖPNV in Auftrag gegeben. Auf 

Basis des Gutachtens hatte der VDV eine Empfehlung an die Branche herausgegeben, wonach aus 

Brandschutzgründen von einer Beförderung von E-Tretrollern abgesehen werden sollte. 

Die Verbundgesellschaft hatte die Partnerunternehmen im AVV im Vorfeld des LAK Nahverkehr NRW 

am 12.03.2024 um ein Meinungsbild zum künftigen Umgang gebeten. Basierend auf den 

Rückmeldungen wurde die Information, dass ein genereller Ausschluss von der Mitnahme von E-

Tretrollern in öffentlichen Verkehrsmitteln über die Beförderungsbedingungen NRW bei den 

Partnerunternehmen im AVV nicht erwünscht ist, seitens der Verbundgesellschaft in den LAK 

Nahverkehr NRW eingebracht. 
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Aufgrund des insgesamt heterogenen Meinungsbildes in NRW zum künftigen Umgang mit E-

Tretrollern im ÖPNV sprachen sich die Teilnehmer des LAK Nahverkehr NRW dafür aus, dass kein 

genereller Ausschluss der Mitnahme von E-Tretrollern über die Beförderungsbedingungen NRW 

erfolgen solle. Vielmehr können Verkehrsunternehmen, individuell über die Hausordnung einen 

Ausschluss zur Mitnahme von E-Tretrollern je nach Rahmenbedingungen bewirken. Um dies auch in 

den Beförderungsbedingungen NRW zu untermauern, hatte der LAK Nahverkehr NRW in seiner 

Sitzung am 12.03.2024 an Ziffer 4, Absatz 5 einer entsprechenden Anpassung der 

Beförderungsbedingungen Nahverkehr NRW zugestimmt und empfiehlt den regionalen Gremien die 

Anpassungen in den Beförderungsbedingungen NRW hinsichtlich der Mitnahme von E-Tretrollern zum 

01.07.2024 (siehe Anlage).

Anlage/n:

Anlage_ Anpassungen Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024
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Beförderungsbedingungen 
für die Verbund- und 
Gemeinschaftstarife in NRW 
sowie den NRW-Tarif

Gültig ab dem 
01.071.2024 

Anlage zu TOP Anpassungen in den Beförderungsbedingungen NRW zum 01.07.2024 
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Speichermedium befindlichen Angaben sind maßgeblich für die Beförderung. Ein Anspruch 
auf einen Sitzplatz besteht grundsätzlich nicht.

(2) Rechtsbeziehungen, die sich aus einer Beförderung ergeben, kommen nur mit den Verkehrs-
unternehmen zustande, deren Verkehrsmittel der Fahrgast benutzt. Beschwerden richten 
Fahrgäste daher an die Verwaltung des jeweiligen Verkehrsunternehmens.

(3) Bei Beanstandungen des Fahrausweises oder des Wechselgeldes sollte sich der Fahrgast di-
rekt an das Betriebspersonal (im Folgenden Personal genannt) im Fahrzeug oder vor Ort wen-
den, um die Sachlage zu klären.

(3.2) Pflichten der Fahrgäste

(1) Jeder Fahrgast muss sich bei der Benutzung der Betriebsanlagen und der Fahrzeuge so ver-
halten, wie es die Sicherheit und Ordnung des Betriebes, seine eigene Sicherheit und die 
Rücksicht auf andere Personen erfordern.

(2) Dabei müssen die Fahrgäste den Anweisungen des Personals Folge leisten. So kann das Per-
sonal Fahrgäste beispielsweise auf bestimmte Wagen bzw. Plätze verweisen, wenn dies aus 
betrieblichen Gründen oder zur Erfüllung der Beförderungspflicht notwendig ist.

(3) Schwerbehinderte, in der Gehfähigkeit beeinträchtigte, ältere oder gebrechliche Personen, 
werdende Mütter und Fahrgäste mit kleinen Kindern benötigen Sitzplätze: Bei Bedarf müssen 
andere Fahrgäste aufstehen. Mitgeführte Kinderwagen, Fahrräder und andere Sachen sind zu 
beaufsichtigen bzw. so zu sichern, dass andere Fahrgäste nicht gefährdet oder belästigt wer-
den. Zudem ist jeder Fahrgast verpflichtet, sich im Fahrzeug stets einen festen Halt zu ver-
schaffen.

(4) Die vorliegenden Beförderungsbedingungen können durch einzelne oder mehrere Verkehrs-
unternehmen um ein Alkoholkonsumverbot ergänzt werden. Weiterführende Bestimmungen 
auf Grundlage des jeweiligen Hausrechts (z. B. Ess- und Trinkverbote) bleiben von diesen Be-
förderungsbedingungen unberührt.

(4) Ausschluss von der Beförderung

(1) Die Verkehrsunternehmen können Personen, die eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung 
des Betriebes oder auch für andere Fahrgäste darstellen, von der Beförderung ausschließen.

(2) Kinder unter 6 Jahren müssen, wenn sie nicht bereits eine Schule besuchen, von einem Er-
wachsenen oder einem anderen Kind begleitet werden, das mindestens 6 Jahre alt ist.

(3) Über den Ausschluss von Personen entscheidet das Personal. Personal im Sinne dieser 
Beförderungsbedingungen sind alle von dem Verkehrsunternehmen zur Erfüllung seiner Auf-
gaben beauftragten Personen. Dieses übt auch das Hausrecht für das Verkehrsunternehmen 
aus.

(4) Der rechtmäßige Ausschluss von der Fahrt bzw. der rechtmäßige Verweis einer Person aus 
dem Fahrzeug bzw. von der Betriebsanlage begründet keinen Anspruch auf Schadensersatz
oder auf Erstattung des Fahrpreises.

(5) Abweichend von Ziffer 9.4 Absatz 1 und Absatz 5 kann eine Mitnahme von elektronischen 
Tretrollern, auch zusammengeklappten, auf Grundlage des jeweiligen Hausrechts der Ver-
kehrsunternehmen ausgeschlossen werden.

Kommentiert [BN1]: LAK Nahverkehr NRW -12.03.2024
TOP B.3.3 Mitnahme von E-Tretrollern
LAK-Beschluss 6/2024
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(5) Ansprüche des Verkehrsunternehmens

(5.1) Verunreinigungen und Beschädigungen von Fahrzeugen 
und Betriebsanlagen

Wenn der Fahrgast ein Fahrzeug bzw. die Betriebsanlagen verschmutzt/verunreinigt oder beschädigt, 
kann das Verkehrsunternehmen ein Reinigungs- bzw. Instandhaltungsentgelt in Höhe von 20,00 Euro 
verlangen. Ist der Schaden höher, kann das Verkehrsunternehmen weitergehende Ansprüche geltend 
machen. Dem Fahrgast bleibt dabei der Nachweis möglich, dass kein oder ein geringerer Schaden ent-
standen ist.

(5.2) Missbrauch von Nothilfemitteln

Der Fahrgast darf die Notbremse oder andere Sicherungseinrichtungen nur dann betätigen, wenn Ge-
fahr für seine Sicherheit, die Sicherheit anderer oder des Fahrzeuges bzw. der Betriebsanlagen be-
steht. Bei Missbrauch muss er einen Betrag in Höhe von 30,00 Euro, im Bereich des Schienenperso-
nennahverkehrs von 200,00 Euro zahlen; weitergehende Ansprüche bleiben davon unberührt. Glei-
ches gilt für die missbräuchliche Auslösung eines Rauchmelders im Zug (insbesondere durch unerlaub-
tes Rauchen auf der Toilette), wenn es hierdurch zu einer Notbremsung oder einem außerplanmäßi-
gen Halt des Zuges kommt. Dem Fahrgast bleibt dabei der Nachweis möglich, dass kein oder ein ge-
ringerer Schaden entstanden ist.

(5.3) Rauchen in Fahrzeugen und auf Bahnsteiganlagen

(1) Das Rauchen ist nur in besonders gekennzeichneten Raucherbereichen von Bahnsteiganlagen 
erlaubt. In den Fahrzeugen des ÖPNV ist das Rauchen generell verboten. Das Rauchverbot 
umfasst auch die Nutzung elektronischer Dampfprodukte (z. B. E-Zigarette, E-Shisha). Raucht 
ein Fahrgast dort, wo es ausdrücklich nicht erlaubt ist, wird ihn das Personal zunächst darauf 
aufmerksam machen.

(2) Falls der Fahrgast trotz eines solchen Hinweises weiterhin raucht, kann das Personal einen
Betrag in Höhe von 15,00 Euro verlangen.

(6) Pflichten des Verkehrsunternehmens

Das Verkehrsunternehmen ist im Rahmen des Personenbeförderungsgesetzes bzw. des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes und der auf diesen Grundlagen erlassenen Rechtsvorschriften sowie des durch den 
Fahrplan definierten Leistungsangebotes zur Beförderung von Fahrgästen verpflichtet es sei denn, 
die Beförderung wird durch Umstände verhindert, die das Verkehrsunternehmen nicht abwenden und 
denen es nicht abhelfen kann.

(7) Fahrausweise, deren Vertrieb und Gültigkeit

(7.1) Fahrpreise, Fahrausweise

(1) Fahrausweise werden im Namen und auf Rechnung der Verkehrsunternehmen, die sich in 
den unter Ziffer 2 genannten Verkehrsverbünden/-gemeinschaften zusammengeschlossen 
haben, verkauft.
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(2) Beim Einsteigen muss der Fahrgast einen für die gesamte Fahrt gültigen Fahrausweis haben. 
Falls nicht, muss er diesen unverzüglich und unaufgefordert lösen. Ein Fahrausweiskauf in den 
Zügen der EVUs bzw. Stadt- und Straßenbahnen sowie in Bussen ist dabei nur ausnahmsweise
dort möglich, wo mobile Fahrausweisautomaten eingesetzt werden oder ein Fahrausweisver-
kauf beim Fahrer von Stadt- und Straßenbahnen bzw. Bussen mit den dort vorgesehenen Zah-
lungsmitteln stattfindet; ansonsten ist er ausgeschlossen.

(3) Fahrausweise sind entweder bereits vor 
Fahrtantritt oder, sofern Entwerter an den Betriebsanlagen bzw. im Fahrzeug vorhanden sind, 
unverzüglich nach Betreten der Betriebsanlagen bzw. des Fahrzeuges zu entwerten. Der Fahr-
gast hat sich von der Entwertung zu überzeugen. Bereits beim Kauf entwertete Fahrausweise
sind hiervon ausgenommen.

Sollte eine Entwertung technisch nicht möglich sein, so hat sich der Fahrgast unverzüglich und un-
aufgefordert an das Personal zu wenden, damit dieses seinen Fahrausweis entwerten kann.

(4) Der Fahrausweis muss so lange aufbewahrt werden, bis die Fahrt endet. Das Personal kann 
den Fahrgast jederzeit dazu auffordern, den Fahrausweis zur Kontrolle auszuhändigen der 
Fahrgast ist verpflichtet, dieser Aufforderung zu folgen.

Darüber hinaus sind im Falle von Fahrgastbefragungen oder Verkehrserhebungen die Fahraus-
weise dem Zählpersonal, welches sich durch Zählerausweise zu legitimieren hat, vorzuzeigen
oder auf Verlangen auszuhändigen.

(5) Der Fahrgast kann von der Beförderung ausgeschlossen werden, wenn er der Aufforderung 
des Personals nicht nachkommt, den Fahrausweis zur Kontrolle auszuhändigen oder vorzu-
zeigen, ein erhöhtes Beförderungsentgelt zu zahlen oder die hierfür notwendigen Angaben 
zu machen. Das gleiche gilt, wenn ihm angeboten wird, einen Fahrausweis nachzulösen und 
er dieses ablehnt. Dabei muss das Personal die Umstände des jeweiligen Einzelfalls prüfen 
und dafür Sorge tragen, dass insbesondere junge oder ältere Fahrgäste sowie hilflose Perso-
nen danach keinen Gefahren für Leib oder Leben ausgesetzt sind.

(6) Der Fahrgast muss dem vor Ort erreichbaren Personal Beanstandungen des Fahrausweises 
unverzüglich mitteilen. Das Verkehrsunternehmen ist ansonsten nicht verpflichtet, spätere
Beanstandungen zu berücksichtigen.

(7.2) Zahlungsmittel

(1) Das Personal ist nicht verpflichtet, Bargeld anzunehmen oder Geldscheine über 10,00 Euro zu 
wechseln oder erheblich beschädigte Geldscheine und Münzen anzunehmen.

(2) Wenn das Personal Geldscheine über 10,00 Euro nicht wechseln kann, wird es dem Fahrgast 
eine Quittung über den ausstehenden Betrag ausstellen. Der Fahrgast kann das Wechselgeld 
dann unter Vorlage der Quittung bei der Verwaltung des jeweiligen Verkehrsunterneh-
mens abholen. Ist der Fahrgast mit dieser Regelung nicht einverstanden, kann er die Fahrt 
nicht antreten bzw. muss sie abbrechen.

(3) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Personal ausgestellten Quittung müssen 
sofort vorgebracht werden.

(4) Abweichend davon Soweit vorgesehen können Fahrausweise an Fahrausweisautomaten nur 
mit den dort vorgesehenen Zahlungsmitteln gekauft werden. In Fahrzeugen mit mobilen 
Fahrausweisautomaten ist das Personal darüber hinaus nicht verpflichtet, Geld zu wechseln. Kommentiert [BN2]: LAK Nahverkehr NRW - 12.03.2024

TOP B.3.1 Bargeldlose Zahlung
LAK-Beschluss 4/2024
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a) keinen gültigen Fahrausweis hat und zwar auch dann, wenn er den entsprechenden 
Fahrausweis zwar besitzt oder gekauft hat, ihn bei einer Kontrolle jedoch nicht zur 
Prüfung aushändigen oder vorzeigen kann,

b) den Fahrausweis nicht oder nicht unverzüglich entwertet hat oder entwerten ließ,
c) den Fahrausweis bei Kontrollen nicht vorzeigt, bei elektronischen Tickets trotz Auffor-

derung des Personals nicht vor das Einstiegskontrollsystem hält oder dem Personal auf 
Verlangen aushändigt.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann das Verkehrsunternehmen ein erhöhtes Beförderungsent-
gelt bis zu 60,00 Euro erheben. Es kann jedoch das Doppelte des Beförderungsentgelts für die 
einfache Fahrt auf der vom Fahrgast zurückgelegten Strecke erheben, sofern sich hiernach 
ein höherer Betrag als nach Satz 1 ergibt. Das Verkehrsunternehmen kann weitergehende 
Ansprüche geltend machen, wenn der Fahrgast einen ungültigen Zeitfahrausweis benutzt hat. 
Eine Verfolgung im Straf- oder Bußgeldverfahren bleibt von der Zahlung eines erhöhten Be-
förderungsentgeltes unberührt.

(3) Der Fahrgast muss kein erhöhtes Beförderungsentgelt zahlen, wenn er sich aus Gründen, die 
außerhalb seiner Verantwortung liegen, keinen Fahrausweis beschaffen bzw. diesen nicht 
entwerten konnte. In Zweifelsfällen liegt die Nachweispflicht beim Fahrgast.

(4) Kann der Fahrgast nachweisen, dass er zum Zeitpunkt der Kontrolle einen gültigen persönli-
chen, nicht übertragbaren Fahrausweis besessen hat, wird statt des erhöhten Beförderungs-
entgeltes nach Absatz 2 nur ein Betrag in Höhe von 7,00 Euro fällig.Den Nachweis über den 
gültigen Fahrausweis muss der Fahrgast innerhalb von 14 Tagen ab dem Tag der Kontrolle bei 
der Verwaltung des Verkehrsunternehmens erbringen. Dem Verkehrsunternehmen ist es frei-
gestellt, auch weniger als 7,00 Euro zu verlangen. Dies gilt auch für Fahrgäste, die im Zuge 
einer Mitnahmeregelung gemeinsam mit dem Ticketinhaber befördert werden. Der Ticketin-
haber kann in diesem Fall das ermäßigte EBE mitbezahlen.

(5) Hat der Fahrgast ein erhöhtes Beförderungsentgelt gezahlt bzw. eine entsprechende Zah-
lungsaufforderung erhalten, kann er noch bis zum Ausstiegshaltepunkt weiterfahren. Der 
Ausstiegshaltepunkt ist dabei der Haltepunkt, an dem der Kunde das Verkehrsmittel, in dem 
er das erhöhte Beförderungsentgelt gezahlt bzw. die Zahlungsaufforderung erhalten hat, ver-
lässt.

(8) Erstattung, Umtausch

(1) Generelle Bestimmungen zu Erstattung und Umtausch von Fahrausweisen sind in den jewei-
ligen Tarifbestimmungen hinterlegt.

(2) Ergänzend zu Absatz 1 werden im Vorverkauf erworbene, unentwertete Fahrausweise nach 
altem Tarifstand ab Inkrafttreten der jeweiligen Tarifmaßnahme noch drei Monate aner-
kannt. Ein Umtausch dieser Fahrausweise ist bis zu drei Jahre nach Inkrafttreten der jeweili-
gen Tarifmaßnahme beim verkaufenden Verkehrsunternehmen möglich. Beim Umtausch die-
ser Fahrausweise wird kein Bearbeitungsentgelt erhoben.

Kommentiert [BN3]: LAK Nahverkehr NRW - 12.03.2024
TOP B.3.2 Umtausch nach Tarifmaßnahmen
LAK-Beschluss 5/2024
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